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I. Vorbemerkung 

Das landesinterne Durchführungsverfahren wurde im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 2 der Verwaltungsverein-
barung zum LuKIFG (VV-LuKIFG) mit dem Ziel der größtmöglichen Reduzierung des Verwaltungsaufwands 
aufgestellt. Das Verfahren war somit in dem durch die Verwaltungsvereinbarung sowie das Landesrecht ge-
setzten Rahmen auf das notwendige Minimum zu reduzieren. 

In diesem Zuge gilt in Niedersachsen der Grundsatz einer weitgehend dezentralen Mittelbeplanung und -
bewirtschaftung durch die jeweils zuständigen Fachministerien sowie der vorrangige Rückgriff auf landesin-
tern etablierte Verfahren in der Durchführung. 

Entsprechend einer politischen Festlegung der Niedersächsischen Landesregierung werden die Mittel aus 
dem LuKIFG ausschließlich für zusätzliche Investitionen gegenüber der vorhergehenden Planung eingesetzt. 
Die Mittel aus dem LuKIFG tragen damit im Wesentlichen zum Abbau bestehender und bekannter Investiti-
onsdefizite sowie zur Umsetzung neuer politisch bedeutender Investitionsmaßnahmen in zentralen Zukunfts-
feldern bei. Dabei wird zur Umsetzung soweit möglich auf bestehende und etablierte Strukturen zurückge-
griffen, was die Umsetzung der Vorhaben beschleunigen wird. 

II. Verfahren zur Durchführung des LuKIFG 

a) Mittelaufteilung, haushaltsrechtliche Ermächtigung, Bewilligung 

Die landesinterne Mittelaufteilung auf Themenbereiche („Vorhaben“) erfolgte durch Kabinettsbeschluss auf 
Vorlage des Niedersächsischen Finanzministeriums im Rahmen der Haushaltsklausur am 29./30.06.2025 so-
wie durch Abbildung im Haushaltsplan 2026 (Beschluss des Niedersächsischen Landtages vom 18.12.2025). 
Leitend für die Auswahl geeigneter Themenbereiche auf Landesseite war das Vorliegen anerkannter investi-
ver Bedarfe ohne aktuelle Finanzierungsperspektive, die zur Haushaltsaufstellung gemeldet worden waren 
oder anderweitig vorlagen. 

Bezüglich der erforderlichen haushaltsrechtlichen Ermächtigung wurde sich aufgrund von erwarteten Vortei-
len im Haushaltsvollzug für die Veranschlagung der Mittel im Haushaltsplan und gegen die Einrichtung eines 
(weiteren) Sondervermögens entschieden. 

Für die Veranschlagung im Haushaltsplan wurden neue Kapitel für die Bewirtschaftung der Mittel aus dem 
LuKIFG innerhalb der jeweils betroffenen Ressorteinzelpläne geschaffen sowie je beschlossenem Themenbe-
reich eine Titelgruppe gebildet. Dies dient insbesondere der Transparenz der Mittelbewirtschaftung. Entspre-
chend einem in Niedersachsen gängigen Verfahren wurden Leertitel mit Korrespondenzvermerk veran-
schlagt, um die erforderliche Flexibilität und überjährige Bewirtschaftung ohne umfassende Restebildung zu 
wahren. 

Die Ermächtigung zum Eingehen überjähriger Verpflichtungen wurde durch verbindliche Erläuterung zum 
Haushaltsplan erteilt. 

Innerhalb der genannten und durch Haushaltsplan festgelegten Themenbereiche können die Fachministerien 
in eigener Zuständigkeit geeignete Programme (sog. „Einzelmaßnahmen“) auswählen. Diese Einzelmaßnah-
men werden durch nicht-verbindliche Erläuterung zum Haushaltsplan dem Parlament gegenüber transparent 
gemacht. 

Eine Übersicht über die Vorhaben, die jeweiligen Einzelmaßnahmen sowie die jeweiligen Ansätze findet sich 
im Anhang zu dem Bericht (vgl. Tabelle 1), Stand HP 2026. 

Die „Bewilligung“ einzelner Investitionsmaßnahmen erfolgt entsprechend dem Grundsatz der dezentralen 
Programmdurchführung durch die jeweils fachlich zuständigen Ministerien bzw. die durch sie dazu bestimm-
ten Stellen. Das Verfahren kann sich im Einzelnen unter den Einzelmaßnahmen unterscheiden. Das 
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landesinterne Durchführungsverfahren bestimmt: „Als geplant gilt eine Investitionsmaßnahme ab dem Zeit-
punkt der Entscheidung für ihre Durchführung durch das dafür zuständige Fachministerium oder eine von 
diesem bestimmte Stelle.“1  

Die Nutzung von Finanzierungsinstrumenten in Öffentlich-Privater-Partnerschaft (ÖPP) ist zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt h.W. nicht vorgesehen. Spätere Änderungen bleiben vorbehalten. 

Dritte können nach fachlich gebotenen Kriterien dort angemessen berücksichtigt werden, wo sie im Rahmen 
ihrer Tätigkeit zur Erfüllung der jeweiligen öffentlichen Aufgabe beitragen. Die Entscheidung hierüber liegt 
ausschließlich im Ermessen der jeweils zuständigen Fachministerien, da der Gedanke der Trägerneutralität 
nach § 3 Absatz 2 LuKIFG h.E. in Spannung zu einer quotalen oder anderweitig zentral vorgegeben Berück-
sichtigung Dritter steht. 

b) Durchführungsverfahren 

Die Zuständigkeiten für die Durchführung von aus dem LuKIFG finanzierten Vorhaben wurde durch Beschluss 
der Niedersächsischen Landesregierung vom 09.12.2025 geregelt. Hiernach führen die jeweils fachlich zu-
ständigen Ministerien die beschlossenen Vorhaben in eigener Zuständigkeit durch. Das Niedersächsische Mi-
nisterium für Inneres, Sport und Digitalisierung (MI) ist darüber hinaus zuständig für alle in Bezug auf die den 
niedersächsischen Kommunen pauschal zur Verfügung gestellten Mittel (s.u. III.) zu treffenden Regelungen 
sowie die sich aus der VV-LuKIFG diesbezüglich ergebenden Pflichten. Das Niedersächsische Finanzministe-
rium ist als zentrale Stelle für die übergreifende und koordinierende Programmdurchführung schwerpunkt-
mäßig zuständig für die Regelung der landesinternen Programmdurchführung sowie für die Durchführung 
der sich aus der Verwaltungsvereinbarung zum LuKIFG ergebenden Verfahren zwischen Land und Bund. Dies 
umfasst namentlich das Melde- und Berichtswesen sowie die Sicherstellung der zweckentsprechenden Mit-
telverwendung. 

Das Durchführungsverfahren innerhalb der Landesverwaltung wird durch Erlass des MF geregelt. Die Durch-
führungsrichtlinie zum LuKIFG wird voraussichtlich im April 2026 veröffentlicht. Der Entwurf befindet sich in 
der redaktionellen Schlussbearbeitung. Alle Angaben zum Durchführungsverfahren stellen den aktuellen Ent-
wurfsstand dar. 

Bezüglich des Berichtswesens werden jährlich zum Stichtag 1. Januar durch Ressortabfrage die geplanten, 
begonnenen und abgeschlossenen Investitionsmaßnahmen unter Angabe der erforderlichen Daten gemäß § 
6 Absatz 2 VV-LuKIFG erhoben. Auf dieser Grundlage nimmt MF die Meldungen gemäß § 5 Absatz 2 LuKIFG i. 
V. m. § 5 Absatz 3 VV-LuKIFG sowie § 6 Absatz 2 LuKIFG i. V. m. § 6 Absatz 2 VV-LuKIFG vor. Im weiteren 
Verlauf sind noch die Entwicklung, Umsetzung und der Betrieb eines digitalen Meldeverfahrens geplant, das 
die von den mittelbewirtschaftenden Ressorts händisch zu meldenden Angaben minimieren soll. 

Eine standardisierte öffentliche Berichterstattung ist derzeit nicht vorgesehen. Es ist jedoch wahrscheinlich, 
dass sie im weiteren Verlauf in Abstimmung mit den Ressorts und dem Parlament initiiert wird. 

Bezüglich des Bewirtschaftungsverfahrens wurde ein Vorgehen analog einem Erstattungsverfahren mit kurz-
zeitiger Vorfinanzierung durch das Land gewählt. Die Fachministerien können unter Nutzung eines landesin-
tern etablierten Verfahrens Auszahlungen an Mittelempfänger und Leistungserbringer aus der laufenden Li-
quidität des Landes leisten. Die geleisteten Zahlungen werden zu einem Stichtag des Folgemonats an MF 
gemeldet, welches hierauf aufbauend die monatliche Mittelbedarfsmeldung nach VV zu § 43 BHO durch-
führt. Die Auszahlung der Mittel aus dem Bundeshaushalt an das Land erfolgt wiederum zu einem landesein-
heitlich festgelegten Stichtag des auf die Meldung folgenden Monats. 

1 Entwurf Durchführungsrichtlinie LuKIFG, Ziffer 4.3. 
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Durch dieses Verfahren entfällt ein großer Teil des Aufwands zur Leistung der monatlichen Mittelbedarfs-
meldung, da die Summe der abzurufenden Mittel sich aus dem IST der geleisteten Zahlungen des Vormonats 
ergibt. Zudem können bestimmte Schwierigkeiten bei der Administration von Zuwendungen vermieden wer-
den und der Aufwand zur Sicherstellung der fristgerechten Mittelverwendung nach § 5 Absatz 1 LuKIFG i. V. 
m. § 7 Absatz 1 VV-LuKIFG wird deutlich reduziert. 

Im Übrigen wird die Auszahlung der Bundesmittel dezentral durch die jeweils inhaltlich federführenden Fach-
ministerien angeordnet. 

III. Ausgestaltung der Mittelverteilung im Land, zwischen Land und Kommunen sowie zwischen 
den Kommunen 

Die Mittelaufteilung zwischen dem Land Niedersachsen und den niedersächsischen Kommunen beruht auf 
einer Verständigung mit den kommunalen Spitzenverbänden im Juni 2025 und wurde wie oben dargestellt 
durch Kabinettsbeschluss und Veranschlagung im Haushaltsplan verbindlich gemacht. 

Entsprechend dieser Einigung werden 50 Prozent der auf Niedersachsen entfallenden Mittel aus dem LuKIFG 
den Kommunen budgetiert und ohne einschränkende Bedingungen zur Verfügung gestellt. Weitere mindes-
tens 10 Prozent der Gesamtsumme werden durch das Land für Maßnahmen eingesetzt, die auch den „kom-
munalen Interessen dienen.“ 

Zur Abwicklung des budgetierten kommunalen Anteils befindet sich derzeit der Entwurf des Niedersächsi-
schen Kommunalinfrastrukturfördergesetz (NKomInfraFöG) in der Ressortabstimmung. Der Entwurf orien-
tiert sich eng an den Vorgaben des LuKIFG und den VV-LuKIFG. 

Die folgenden Aussagen spiegeln den aktuellen Entwurfsstand wider: 

Hiernach erhalten alle niedersächsischen Kommunen, mit Ausnahme der Mitgliedsgemeinden von Samtge-
meinden, ein jeweiliges Förderbudget, in dessen Rahmen sie die Förderung einzelner Investitionsmaßnah-
men beantragen können. 

Die  horizontale  Aufteilung  der  Mittel  innerhalb  der  kommunalen  Ebene  ist  aktuell  noch  Gegenstand  der  re-
gierungsinternen  Abstimmung.  Geplant  ist  ein  Vorgehen  in  Anlehnung  an  die  Systematik  des  niedersächsi-
schen  Kommunalen  Finanzausgleichs.  Danach  wird  das  zur  Verfügung  stehende  Budget  zunächst  nach  einem  
–  noch  final  abzustimmenden  –  Schlüssel  auf  die  Gemeinde- (inkl.  Samtgemeinden  und  kreisfreie  Städte)  und  
Landkreisebene  (inkl.  kreisfreie  Städte)  aufgeteilt.  Dieser  Schlüssel  orientiert  sich  absehbar  an  der  an  der  
Aufgabenwahrnehmung  orientierten  Aufteilung  des  kommunalen  Finanzausgleichs.  Innerhalb  der  jeweiligen  
kommunalen  Ebene  erfolgt  die  Aufteilung  anteilig  einerseits  anhand  der  Bevölkerungszahl  und  andererseits  
anhand  des  jeweiligen  Anteils  der  Schlüsselzuweisungen  gemäß  dem  Niedersächsischen  Gesetz  über  den  Fi-
nanzausgleich  (NFAG).  Innerhalb  der  Gemeindeebene  wird  durch  eine  Vorabdotierung  je  Gemeinde  und  
Samtgemeinde  i.H.v.  derzeit  geplant  1,5  Mio.  EUR  sichergestellt,  dass  alle  Kommunen  mit  einem  signifikanten  
Investitionsbudget  ausgestattet  werden.  

Durch den Rekurs auf das etablierte und akzeptierte Instrument der Schlüsselzuweisungen erfolgt eine an-
gemessene und gleichmäßige Berücksichtigung der Finanzschwäche der jeweiligen Kommune. Nähere statis-
tische Angaben zur Verteilungswirkung sind sinnvollerweise jedoch erst nach finaler Klärung der anzuwen-
denden Parameter für die horizontale Verteilung möglich. 

Bezüglich des 10 Prozent-Anteils an den Landesmaßnahmen, die auch den „kommunalen Interessen dienen“ 
sollen, wurde politisch keine Operationalisierung vereinbart. Denkbar ist ein Verfahren, bei dem geplante 
Vorhaben entsprechend ihrer Nähe zur kommunalen Aufgabenerbringung pauschal anteilig dem kommuna-
len Interesse zugerechnet werden. In diesem Zusammenhang sind einige Vorhaben identifiziert, die sich aus-
drücklich an Kommunen richten und dem Bereich der kommunalen Infrastruktur zuzurechnen sind. Derzeit 
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wird davon ausgegangen, dass dieser 10 Prozent-Anteil zu jeder Zeit sichergestellt und absehbar diesen deut-
lich überschreiten wird. 

IV. Schwerpunkte der Verwendung der Bundesmittel 

Die Landesregierung hat bereits im Sommer 2025 eine Rahmenplanung für die Verwendung der auf Nieder-
sachsen entfallenden Mittel aus dem LuKIFG für ausgewählte Themenbereiche („Vorhaben“) vorgelegt. Da-
bei wurde entschieden, ausschließlich zusätzliche Investitionen zu finanzieren, also bisher nicht vorgesehene 
Maßnahmen und die Ausweitung bzw. Beschleunigung bestehender Programme. 

Die Abgrenzung zwischen neuen Maßnahmen und der Ausweitung bestehender Programme ist im Einzelfall 
nicht trennscharf. In anhängender Tabelle wurde davon ausgegangen, dass es sich um neue Maßnahmen 
handelt, wenn ein bisher bestehender Plafond verstärkt wird (vgl. Tabelle 1). 

Wie oben beschrieben war für die Auswahl von Vorhaben das Vorliegen grundsätzlich anerkannter investiver 
Bedarfe ohne aktuelle Finanzierungsperspektive maßgeblich. 

Die Nutzung der LuKIFG-Mittel zur Kofinanzierung anderer Bundesprogramme ist derzeit landesseitig nach 
aktuellem Stand lediglich im Vorhaben „Wohnraumförderfonds (WoFF)“ vorgesehen. Es ist möglich, dass 
weitere aus dem LuKIFG finanzierte Maßnahmen in Zukunft im Zuge eines eventuellen Anrechnungsverfah-
rens zur Darstellung von Länderanteilen in geeigneten anderen Bundesprogrammen herangezogen werden. 
Ebenso kann es im Zuge der sich weiter konkretisierenden Beplanung der Mittel zu entsprechenden Kofinan-
zierungen aus LuKIFG-Mitteln kommen. Dies gilt insbesondere für neue bzw. ausgeweitete kozufinanzierende 
Bundesprogramme. 

Eine quotale Aufteilung der verfügbaren Mittel auf die Förderbereiche nach § 3 Absatz 1 LuKIFG wurde im 
Vorfeld entsprechend nicht durchgeführt, zumal diese Förderbereiche zum Zeitpunkt der Festlegung noch 
nicht abschließend definiert waren. Gleichwohl kann eine entsprechende Zuordnung ex post vorgenommen 
werden (vgl. Tabelle 1.) 

Innerhalb der durch die Landesregierung getroffenen Grundsatzentscheidung wurden durch die jeweils fach-
lich federführenden Ressorts geeignete Programme („Einzelmaßnahmen“) ausgewählt und im Zuge der 
Haushaltsberatungen 2026 vom Parlament zur Kenntnis genommen. 

V. Verfahren zur Sicherstellung der zweckentsprechenden Mittelverwendung in Ländern und 
Kommunen 

Die Mittelverwendung erfolgt grundsätzlich zur Minimierung des Verwaltungsaufwands im Weiterleitungs-
modell. Insbesondere findet bei durch das Land selbst durchgeführten Maßnahmen keine vorherige Prüfung 
einzelner Investitionsmaßnahmen statt. Jedoch berät MF als zuständige zentrale Stelle, soweit erforderlich, 
in Bezug auf die Förderfähigkeit im Zuge der Jahresmeldung angezeigter Maßnahmen. Für Zuwendungen ist 
ein Bewilligungsverfahren vorgesehen, wobei der Zuwendungsbescheid Nebenbestimmungen zu enthalten 
hat, die die Einhaltung der Vorgaben des LuKIFG sicherstellen. Gegenüber den Kommunen soll ein verein-
fachtes Bewilligungsverfahren angewendet werden, welches in seiner Wirkung einem Weiterleitungsmodell 
entspricht. 

Die Sicherstellung der zweckentsprechenden Mittelverwendung erfolgt durch stichprobenartige Prüfung von 
wenigstens 5 Prozent der in einem jeden Jahr abgeschlossenen Maßnahmen. Diese Prüfung erfolgt im Falle 
von Landesmaßnahmen durch das MF als zentral zuständige Stelle aufgrund risikoorientierter Indikatoren 
(Größe, erwartete Komplexität, angemessene Berücksichtigung unterschiedlicher Bereiche und Maßnah-
menträger). Im Zuge des Haushaltsaufstellungsverfahrens findet geplant eine vorauslaufende 
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Plausibilitätsprüfung und ggf. entsprechende Beratung der Ressorts in Bezug auf die Förderfähigkeit geplan-
ter Programme aus dem LuKIFG statt. 

Abweichend werden auf dem Weg der Zuwendung durch Dritte durchgeführte Maßnahmen im Bereich des 
Landes regelmäßig durch die Zuwendungsbehörde im Zuge der Prüfung des Verwendungsnachweises ge-
prüft. 

Im Falle kommunaler Maßnahmen erfolgt die Auswahl der Vorhaben, die im Rahmen einer Stichprobe ver-
tieft geprüft werden, durch das MI nach derzeitiger Planung auf Grundlage einer zufallsbasierten Stichprobe. 
Werden kommunale Maßnahmen durch die jeweils zuständige unabhängig kommunale Prüfbehörde (Rech-
nungsprüfungsamt) geprüft und ist die Einhaltung der Bedingungen nach dem LuKIFG Gegenstand der Prü-
fung, verzichtet MI auf eine eigene Prüfung. Unabhängig davon erfolgt eine Plausibilitätsprüfung aller kom-
munalen Maßnahmen auf Grundlage der getätigten Angaben im Antrag bzw. Verwendungsnachweis. 

Die Prüfung erfolgt i.d.R. auf Grundlage einer Belegliste per Vordruck des MF sowie anhand der gemäß § 6 
Absatz 2 VV-LuKIFG gemachten Angaben. Zuwendungen werden auf Grundlage des Bewilligungsbescheides 
sowie des zahlenmäßigen Verwendungsnachweises geprüft. 

Einzelheiten des Prüfverfahrens befinden sich derzeit noch in Abstimmung. 

VI. Berücksichtigung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei der Ausgestaltung der Pro-
gramme

Die Niedersächsische Verwendung der Mittel aus dem LuKIFG ist – insbesondere bezogen auf den Landesan-
teil – ein integraler Baustein einer umfassend stabilitäts- und nachhaltigkeitsorientierten Finanzpolitik.2 Dies 
erfolgt insbesondere durch die Adressierung anerkannter und vordringlicher Investitionsbedarfe, den damit 
verbundenen Abbau impliziter Staatsverschuldung sowie den Kapazitätsaufbau im öffentlichen Sektor. Die 
Stärkung der öffentlichen Investitionen ist erklärtermaßen ein zentrales Instrument zur Erreichung der Nach-
haltigen Entwicklungsziele.3

Darüber hinaus werden insbesondere Ausgaben für Forschung, Entwicklung und Digitalisierung als wesentli-
che Instrumente zur Erreichung Nachhaltiger Entwicklungsziele thematisiert.4 Die durch den Landtag be-
schlossene Verwendung der Mittel aus dem LuKIFG ist zu einem erheblichen Anteil diesem Feld zurechenbar. 

Hiervon abgesehen lässt sich ein unmittelbarer Bezug der beschlossenen Programme und Maßnahmen zu 
einzelnen Nachhaltigen Entwicklungszielen herstellen (vgl. Tabelle 1). 

In Bezug auf die niedersächsischen Kommunen ist davon auszugehen, dass diese die Mittel aus dem LuKIFG 
zur Finanzierung ihrer drängendsten Investitionsbedarfe einsetzen werden. Durch den Niedersächsischen 
Landesrechnungshof als Träger der überörtlichen Kommunalprüfung wird insbesondere der Schulbau als 
drängendste Herausforderung im investiven Bereich genannt.5 Informationen zur konkreten Mittelverwen-
dung liegen zum jetzigen Zeitpunkt naturgemäß nicht vor. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass alle zuständigen Fachressorts angemessene Evaluationen im Hin-
blick auf Durchführung und Wirkung von Programmen in dem für vergleichbare Vorhaben landesüblichen 

2  Vgl.  Presse- und  Informationsamt  der  Bundesregierung,  Transformation  Gemeinsam  gerecht  gestalten,  Deutsche  Nachhaltigkeits-
strategie  Weiterentwicklung  2025,  S.129  ff,  https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/975274/2335292/3962877378d74837d4f4c611749b6172/2025-05-13-dns-2025-data.pdf.  
3 Vgl. a.a.O., S. 133. 
4 Vgl. a.a.O., S. 135 ff. 
5  Vgl.  Niedersächsischer  Landesrechnungshof,  Kommunalbericht  2025,  S.  103,  https://www.lrh.niedersachsen.de/start-
seite/presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen_2025/kommunen-in-niedersachsen-finanzielle-dauerkrise-und-investitions-
ruckstande-auf-rekordniveau-246037.html  
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Rahmen durchführen. Auf eine weitergehende Prüfung und Evaluation wurde im Einklang mit der Vorgabe 
des § 3 Absatz 1 Satz 2 der VV-LuKIFG zur Reduzierung des Verwaltungsaufwands verzichtet. 

VII. Berücksichtigung des demographischen Wandels bei der Ausgestaltung der Programme 

Die Herausforderungen des demografischen Wandels wurden bei der Auswahl der finanzierten Vorhaben 
materiell berücksichtigt. Der Schwerpunkt der Niedersächsischen Verwendung der Mittel aus dem LuKIFG 
liegt in den Bereichen Gesundheit, Bildung und Wissenschaft, Digitalisierung und Verkehrsinfrastruktur 
(Stand HP 2026). Für diese Investitionen kann begründet angenommen werden, dass sie einen Beitrag dazu 
leisten, die Folgen des demografischen Wandels abzumildern. 

Bereich (vereinf.) Qual. Beitrag und Vorhabenbezeichnung Summe in T€ 
Gesundheit Verbesserung  der  Gesundheitsversorgung  einer  alternden  

Bevölkerung.  
  Vorhaben  Universitätskliniken  MHH  und  UMG  
  Vorhaben  Investitionen  in  Krankenhausinfra-

struktur   

900.000 

Bildung und Wissen-
schaft 

Verbesserte  Ausbildung  und  wissenschaftliche  Innovation  
erhöhen  Produktivität  und  Wettbewerbsfähigkeit.  Milde-
rung  des  Fachkräftemangels  durch  effektivere  Bildungs-
einrichtungen.  

  Vorhaben  Digitale  Endgeräte  für  Schülerinnen  
und  Schüler  

  Vorhaben  Allg.  Hochschulbau  

1.280.000 

Digitalisierung Milderung  des  Fachkräftemangels  in  der  öffentlichen  Ver-
waltung  durch  Automatisierung  und  Prozessbeschleuni-
gung.  Erleichterter  Zugriff  auf  öffentliche  Dienstleistungen  
durch  Online-Zugriff.  

  Vorhaben  Digitalisierung  der  Verwaltung  

500.000 

Verkehr Verbesserung  der  individuellen  Mobilität  (insb.  ÖPNV)  
und  Sicherung  der  volkswirtschaftlichen  Produktivität  
durch  zeitgemäße  und  bedarfsgerechte  Verkehrsinfra-
struktur.  

  Vorhaben  Landesnahverkehrsgesellschaft:  Fahr-
zeugbeschaffung,  Umrüstung  und  Ausbau  von  
Bahninfrastruktur  

  Vorhaben  Landesstraßen  und  Brücken  
  Vorhaben  Hafen-Infrastruktur  

913.000 

Gesamt von Landesanteil ohne kommunale Mittel (4.711.000 T€): 3.593.000 

Die Kommunen werden geplant durch das NKomInfraFöG verpflichtet, die langfristige Nutzung der auf die-
sem Wege finanzierten Infrastruktur sicherzustellen. 

Auf eine gesonderte Implementierung weitergehender Steuerungsverfahren wurde im Einklang mit der Vor-
gabe von § 3 Absatz 1 Satz 2 VV-LuKIFG zur Minimierung des Verwaltungsaufwands verzichtet. 

Hannover, 30.03.2026 
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EPl.   Nr.  Einzelmaßnahme (ausschließlich  LuKIFG)  
Landesinfrastruktur  o-

 der kommunale  Infra-
 struktur? 

Investitionsbereich  
 § 3   Absatz  1 LuKIFG  

 Neues Pro-
 gramm? 

Oder  Auswei-
 tung? 

 Schwerpunktbezug UN-
Nachhaltigkeitsziele  

Gesamtmittel-
 bedarf 

 in T€  

       
 Kommunen  Kommunaler  Anteil 

Gemäß  Verständigung  mit  KSV  budgetiert  den  
Kommunen  zur  Verfügung  gestellte  Mittel  (50  
Prozent  der  Gesamtsumme)   1 Kommunen  Diverse   Neu Diverse  4.712.000  

       
 03 
 MI 

Vorhaben:  Größere  Investitionen  für  Polizei  und  Katastrophenschutz  
16  Frieden,  Gerechtigkeit  
und  Starke  Institutionen   1  Fuhrparkmodernisierung   Land Sonstiges   Neu 42.200  

Beschaffung  von  Booten  der  Wasserschutzpo-
lizei  im  Bereich  der  Binnengewässer  

16  Frieden,  Gerechtigkeit  
und  Starke  Institutionen   2  Land  Sonstiges  Neu 6.540  

Drohnen- und  Drohnenabwehrtechnik  sowie  
Einrichtungen  zum  Erhalt  der  Einsatzfähigkeit  
(z.B.  Errichtung  von  Schießanlagen)   

16  Frieden,  Gerechtigkeit  
und  Starke  Institutionen   3 Land  Sonstiges   Neu 15.110  

Ausstattung  des  Kriminaltechnischen  Instituts  
(KTI)  des  LKA  NI  

16  Frieden,  Gerechtigkeit  
und  Starke  Institutionen   4  Land Sonstiges   Neu 7.650  
16  Frieden,  Gerechtigkeit  
und  Starke  Institutionen   5 Verkehrstechnik  Land   Sonstiges  Neu 8.500  

Beschaffungen  von  Gerätewagen  und  zur  
Weiterentwicklung  von  Zügen  für  Zwecke  des  
Katastrophenschutzes   

16  Frieden,  Gerechtigkeit  
und  Starke  Institutionen   6 Land*  Bevölkerungsschutz   Neu 20.000  

      
 05 
 MS 

Vorhaben:  Investitionen  in  die  Krankenhausinfrastruktur  
Krankenhaus-,  Rehabi-
litations- und  Pflegein-
frastruktur  

Förderung  von  Investitionen  in  Krankenhäu-
sern  nach  §  9  Abs.  1  KHG  

3  Gesundheit  und  Wohler-
gehen   1 Land*   Neu 50.000  

 
 
        

Tabelle 1 - Vorhabenübersicht Niedersachsen 
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 06 
 MWK 

Vorhaben:  MHH  (2.  BA,  ElKi  und  Forschung  und  Lehre)  
Krankenhaus-,  Rehabi-
litations- und  Pflegein-
frastruktur  

3  Gesundheit  und  Wohler-
gehen   1  Baustufe  2   Eltern-Kind-Zentrum Land   Neu 278.900  

 2 Ersatzneubau   Forschung  und  Lehre (I6)  Land   Bildungsinfrastruktur Neu   4  Hochwertige Bildung  80.700  
Krankenhaus-,  Rehabi-
litations- und  Pflegein-
frastruktur  

3  Gesundheit  und  Wohler-
gehen   3  Fortschreibung  Masterplan 2025**   Land  Neu 10.400  

        
Vorhaben:  UMG  (2.  BA,  Diagnostik- und  Forschungszentrum,  Lehrgebäude,  2  Parkhäuser)  

Krankenhaus-,  Rehabi-
litations- und  Pflegein-
frastruktur  

Baustufe  4  Diagnostik- und  Forschungs-Zent-
rum   

3  Gesundheit  und  Wohler-
gehen   1  Land  Neu 233.560  

 2 Lehrgebäude  Land  Bildungsinfrastruktur  Neu   4  Hochwertige Bildung  158.600  
Krankenhaus-, Rehabi-
litations- und  Pflegein-
frastruktur  

 
3  Gesundheit  und  Wohler-
gehen   3  Parkhaus Ost   Land  Neu 40.700  

Krankenhaus-,  Rehabi-
litations- und  Pflegein-
frastruktur  

3  Gesundheit  und  Wohler-
gehen   4  Parkhaus West  Land   Neu 36.380  

Krankenhaus-, Rehabi-
litations- und  Pflegein-
frastruktur  

 
3  Gesundheit  und  Wohler-
gehen   5 Fortschreibung  Masterplan  2025**   Land  Neu 10.760  

        
Vorhaben:  Staatstheater  Hannover  GmbH  

 1  Elektrische Infrastruktur   Opernbühne Land*  Sonstiges   Neu 
11  Nachhaltige  Städte  und  
Gemeinden  7.700  

 2  Bühnenmaschinerie  Opernhaus Land*  Sonstiges   Neu 
11  Nachhaltige  Städte  und  
Gemeinden  19.400  
13  Maßnahmen  zum  Klima-
schutz   3 Energetische   Sanierung   Ballhof Land*  Sonstiges   Neu 900  

 
Vorhaben:   Hochschulbau 
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 1 

Stiftung  Universität  Göttingen/  Universitäts-
medizin  Göttingen:  Modernisierung  Heizkraft-
werk  (HKW)  Land  

Krankenhaus-,  Rehabi-
litations- und  Pflegein-
frastruktur   Neu 

3  Gesundheit  und  Wohler-
gehen  40.000  

 2 

Stiftung  Universität  Hildesheim:  
General- und  Brandschutzsanierung  Gebäude  
A,  Alte  Mensa,  Audimax  Land  Bildungsinfrastruktur   Neu  4  Hochwertige Bildung  21.000  

 3 

TU  Braunschweig:   
Ersatzunterbringung  Institutsgebäude  3317  
"Langer  Kamp  8"   Land Bildungsinfrastruktur   Neu  4  Hochwertige Bildung  33.500  
Universität Osnabrück: 
Neubau  eines  Institutsgebäudes  am  Standort  
Westerberg  

  

 4  Land Bildungsinfrastruktur   Neu  4  Hochwertige Bildung  51.000  
 5  Weitere Hochschulbaumaßnahmen  Land  Bildungsinfrastruktur   Neu  4  Hochwertige Bildung  354.500  

    
07  
MK  

Vorhaben:  Digitale  Endgeräte  für  Schülerinnen  und  Schüler  sowie  Lehrkräfte  
Beschaffung  für  Schülerinnen  und  Schüler  so-
wie  Lehrkräfte  

    

 1 Land*  Digitalisierung  Neu  4  Hochwertige  Bildung  780.000  

        
 08 
 MW 

Vorhaben:  LNVG  (Fahrzeugbeschaffung,  Umrüstung  und  Ausbau  von  Bahninfrastruktur)  
Kauf  von  Fahrzeugen  für  das  Hansenetz  und  
RE  Unterelbe  durch  die  LNVG  

9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur   1 Land*   Verkehrsinfrastruktur  Neu 100.000  
9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur   2 Umrüstung  von   Bahninfrastruktur  Land*  Verkehrsinfrastruktur   Neu 96.000  
9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur   3 Ausbau   von Bahninfrastruktur   Land*  Verkehrsinfrastruktur   Neu 104.000  

        
Vorhaben:  Landesstraßen  und  Brücken  

 1  Masterplan  Bauwerke  Land*  Verkehrsinfrastruktur  Ausweitung  
9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur  150.000  

 2 Landesstraßen  Land*  Verkehrsinfrastruktur  Ausweitung  
9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur  275.000  

 3 Betriebsinfrastruktur    Land  * Verkehrsinfrastruktur  Ausweitung  
9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur  75.000  

 
Vorhaben:   Hafen-Infrastruktur 

11 



 

7  Saubere  und  bezahlbare  
Energien   1  Unterstützung  der Energiewende  Land*   Verkehrsinfrastruktur  Ausweitung 1.300  

 2 

On- /  Offshore  Terminals  mit  Schwerlast  und  
Multi-Purpose-Anteilen  zur  Umschlagsflexibili-
tät  Land*  Verkehrsinfrastruktur  Neu  

9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur  53.200  

 3 
Modernisierung  und  Weiterentwicklung  einer  
zukunftsfähigen  Hafeninfrastruktur  Land*  Verkehrsinfrastruktur   Ausweitung 

9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur  58.500  

              
Vorhaben:   Wohnraumförderfonds  (WoFF) 

 1  Finanzierung  von  bezahlbaren  Wohnraum Land*  Sonstiges  Ausweitung   1  Keine Armut  200.000  

        
 09 
 ML 

Vorhaben:  Wasserspeicherung  
Investitionen  in  den  Bau  von  Wasserspeichern  
zur  Bewässerung  im  Epl.  09  

6  Sauberes  Wasser  und  Sa-
nitäreinrichtungen   1 Land*  Sonstiges   Neu 70.000  

Investitionen  in  die  Überleitung  von  Wasser  
aus  alternativen  Quellen  in  Bewässerungsge-
biete  (Prozess-,  Kühl- und  Oberflächenwasser)  

6  Sauberes  Wasser  und  Sa-
nitäreinrichtungen   2 Land*  Sonstiges  Neu  5.000  

Investitionen  in  wassersparende  Infrastruktur-
maßnahmen  in  der  Landwirtschaft  einschl.  Di-
gitalisierungsmaßnahmen  

6  Sauberes  Wasser  und  Sa-
nitäreinrichtungen   3 Land*  Sonstiges   Neu 5.000  

Baumaßnahmen  und  Investitionen  in  wasser-
wirtschaftliche  Infrastruktureinrichtungen  zur  
Erhöhung  des  Wasserrückhalts  in  der  Fläche   

13  Maßnahmen  zum  Klima-
schutz   4 Land*  Sonstiges   Neu 20.000  

 
Vorhaben:  Investitionen  im  Bereich  Zukunftsentwicklung  im  ländlichen  Raum  

 1  Ländlicher Wegebau  Kommunen*   Verkehrsinfrastruktur  Neu  2  Kein Hunger  100.000  
Lokale  Basisdienstleistungseinrichtungen  zur  
Sicherung,  Schaffung,  Verbesserung  und  Aus-
dehnung  von  Einrichtungen  zur  Grundversor-
gung  der  ländlichen  Bevölkerung  

11  Nachhaltige  Städte  und  
Gemeinden   2 Kommunen*   Diverse Ausweitung  100.000  

        
Vorhaben:   Tierheime und  Wildtierauffangstationen  

Baumaßnahmen,  insbesondere  Anbau,  Neu-
bau,  Sanierungs-/Modernisierungsmaßnah-
men  

    
    

 1 Kommunen*  Sonstiges   Neu  15 Leben   an Land  10.100  
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 MU 

Vorhaben:  Investitionen  in  sozialen  Klimaschutz,  Energieeffizienz  sowie  Wärmewende  und  -netze  (Klima,  Energie  und  Wärme)  
13  Maßnahmen  zum  Klima-
schutz   1 Klimaschutz  in  der  Sozialwirtschaft  Land  * Divers   Neu 60.000  

Klima  Kommunal  Niedersachsen  Invest  (Kli-
KoNi)  

13  Maßnahmen  zum  Klima-
schutz  2  Kommunen*  Divers  Neu  90.000  

Investive  Maßnahmen  der  Wärmeversorgung  
und  der  Wärmenetze  

 Energie- und  Wär-
meinfrastruktur  

 7  Bezahlbare  und  saubere  
Energie  3  Land*   Neu 30.000  

Sonstige  Investitionen  im  Bereich  des  Klima-
schutzes  und  der  Energieeffizienz  

   13  Maßnahmen  zum  Klima-
schutz   4 Land  Sonstiges   Neu 20.000  

              
Vorhaben:  Infrastruktur  Wasserwirtschaft,  Hochwasser- und  Küstenschutz,  wasserwirtschaftliche  Anlagen  sowie  Digitalisierung  (Wasser  und  Digitalisierung)  

 1 
 Baumaßnahmen  des  NLWKN  (Dienstgebäude 

und   wasserwirtschaftliche Anlagen)   Land Bevölkerungsschutz   Neu 
9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur  50.000  

 2 
Digitalisierungsoffensive  wasserwirtschaftliche  
Anlagen   Land Bevölkerungsschutz   Neu 

9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur  6.000  

 3 
Neubau  und  Grundinstandsetzung  von  Brü-
cken   Land* Verkehrsinfrastruktur  Ausweitung  

9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur  17.000  

 4 Großgeräte,  Maschinen  und  Schiffe  NLWKN   Land Bevölkerungsschutz  Ausweitung  
9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur  7.000  

 5 
sonstige  Investitionen  im  Bereich  des  Küsten- 
und Hochwasserschutzes   Land  Bevölkerungsschutz  Neu  

9  Industrie,  Innovation  und  
Infrastruktur  20.000  

         
 19 

Digit.  
Vorhaben:  Digitalisierung  

 1  (in Vorbereitung)  Land*  Digitalisierung   Neu  Diverse 500.000  

        
20  

Hochbau  
Vorhaben:   Energetische Sanierungen  und   Infrastrukturmaßnahmen 

Energetische  und  infrastrukturelle  Ertüchti-
gung  der  Gebäude  /  Liegenschaft  beim  

13  Maßnahmen  zum  Klima-
schutz  1  Land Bildungsinfrastruktur  Neu  *  38.000  

2  

3 

Erwerb  beweglicher  Sachen,  insbesondere  
Ausrüstung,  Inventar,  Haltungssysteme  
Erwerb  unbeweglicher  Sachen,  insbesondere  
Ersatzeinrichtungen  wie  Container  oder  Bau-
wagen  Kommunen*  

Sonstiges  

Sonstiges 

Neu  

Neu 15 Leben an Land 

4.950  

4.950 
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Landesbildungszentrum  für  Hörgeschädigte  
Oldenburg  

 2 

Energetische  und  infrastrukturelle  Ertüchti-
gung  der  Gebäude  /  Liegenschaft  der  Zentra-
len  Polizeidirektion  Tannenbergallee  Hanno-
ver  Land  Sonstiges   Neu 

13  Maßnahmen  zum  Klima-
schutz  70.000  

 3 

Energetische  und  infrastrukturelle  Ertüchti-
gung  der  Gebäude  /  Liegenschaft  beim  Nie-
dersächsischen  Internatsgymnasium  Esens  
einschließlich  Außenstelle  Land*  Bildungsinfrastruktur   Neu 

13  Maßnahmen  zum  Klima-
schutz  33.000  

Energetische  und  infrastrukturelle  Ertüchti-
gung  der  Gebäude  /  Liegenschaft  beim  Nie-
dersächsischen  Internatsgymnasium  Bad  Be-
derkesa  

13  Maßnahmen  zum  Klima-
schutz   4 Land*   Bildungsinfrastruktur Neu  22.000  

Energetische  und  infrastrukturelle  Ertüchti-
gung  der  Gebäude  /  Liegenschaft  beim  Nie-
dersächsischen  Internatsgymnasium  Bad  Harz-
burg  

13  Maßnahmen  zum  Klima-
schutz   5 Land*   Bildungsinfrastruktur  Neu 7.000  

      
Gesamt      9.423.000  

  
  

        
                   

           

 

* Die mit * gekennzeichneten Einzelmaßnahmen sind im Landesanteil enthalten. Es wird jedoch ein qualitatives kommunales Interesse angenommen. Wo kommunale
Einrichtungen Hauptempfänger sein werden, wird die Maßnahme der kommunalen Infrastruktur zugerechnet.

**  Bei  den  Einzelmaßnahmen  „Fortschreibung  Masterplan  2025“  handelt  es  sich  um  vorbereitende  Planungsmaßnahmen,  die  im  Zuge  der  Haushaltsaufstellung  geson-
dert  veranschlagt  wurden.  Im  Zuge  der  Programmdurchführung  werden  diese  Kosten  den  jeweiligen  Investitionsmaßnahmen  zugeordnet. 
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EPl. Nr. Einzelmaßnahme Investitionsbereich 
Gesamtmittel-

bedarf 
 in T€ 

davon  anrechenbar   
Grüne  Bundeswertpapiere  

in  T€ 
Zugeordnetes  Ziel  Rahmenwerk  GBWP Ggf.   eindeutig  zuordnenbare 

Haushaltsstelle(n) 

Ggf.   öffentlich  verfügbare 
 Quelle  zur 

Wirkungsberichterstettung 
Erläuterung 

03  Vorhaben:  Größere  Investitionen  für Polizei   und Katastrophenschutz 

1  Fuhrparkmodernisierung Sonstiges 42.200 20.420 
2. Weiterentwicklung  sauberer  Mobilität  mit  alternativen 
Antriebstechnologien Fehlanzeige Fehlanzeige 

 Beschaffung  von  Booten der  Wasserschutzpolizei   im  Bereich der  
2 Binnengewässer Sonstiges 6.540 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Drohnen- und  Drohnenabwehrtechnik  sowie  Einrichtungen  zum  Erhalt  der  
Einsatzfähigkeit  (z.B.  Errichtung  von  Schießanlagen)  3 Sonstiges 15.110 Fehlanzeige Fehlanzeige 

4 Ausstattung  des  Kriminaltechnischen  Instituts  (KTI)  des  LKA  NI Sonstiges 7.650 Fehlanzeige Fehlanzeige 
5 Verkehrstechnik Sonstiges 8.500 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Beschaffungen  von  Gerätewagen  und  zur  Weiterentwicklung  von  Zügen  
für  Zwecke  des  Katastrophenschutzes  6 Bevölkerungsschutz 20.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

05  Vorhaben:  Investitionen  in  die Krankenhausinfrastruktur 
 Krankenhaus-,   Rehabilitations- und 

1 Förderung  von  Investitionen  in  Krankenhäusern  nach  §  9  Abs.  1  KHG Pflegeinfrastruktur 50.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

06  Vorhaben:  MHH (2.   BA,  ElKi  und  Forschung  und Lehre) 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 
(Anteil  energetischer  Maßnahmen  an  der  Gesamtmaßnahme) 

Forschung   und Entwicklung 10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 1 Baustufe  2  Eltern-Kind-Zentrum  278.900 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 
(Anteil  energetischer  Maßnahmen  an  der  Gesamtmaßnahme) 

Forschung   und Entwicklung 10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 2 Ersatzneubau  Forschung  und  Lehre  (I6) 80.700 Fehlanzeige Fehlanzeige 

3 Fortschreibung  Masterplan  2025 Forschung   und Entwicklung 10.400 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Vorhaben:  UMG  (2.  BA,  Diagnostik- und  Forschungszentrum,  Lehrgebäude,  2  Parkhäuser) 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 
(Anteil  energetischer  Maßnahmen  an  der  Gesamtmaßnahme) 

Forschung   und Entwicklung 10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 1 Baustufe  4  Diagnostik- und  Forschungs-Zentrum  233.560 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 
(Anteil  energetischer  Maßnahmen  an  der  Gesamtmaßnahme) 

Forschung   und Entwicklung 10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 2 Lehrgebäude 158.600 Fehlanzeige Fehlanzeige 

3 Parkhaus  Ost Forschung   und Entwicklung 40.700 Fehlanzeige Fehlanzeige 
4 Parkhaus  West Forschung   und Entwicklung 36.380 Fehlanzeige Fehlanzeige 
5 Fortschreibung  Masterplan  2025 Forschung   und Entwicklung 10.760 Fehlanzeige Fehlanzeige 

 Vorhaben:  Staatstheater  Hannover GmbH 
1 Elektrische  Infrastruktur  Opernbühne Sonstiges 7.700 Fehlanzeige Fehlanzeige 
2 Bühnenmaschinerie  Opernhaus Sonstiges 19.400 Fehlanzeige Fehlanzeige 

10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 3 Energetische  Sanierung  Ballhof  

Sonstiges 
900 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Vorhaben:  Hochschulbau 

Stiftung  Universität  Göttingen/  Universitätsmedizin  Göttingen:  
Modernisierung  Heizkraftwerk  (HKW) 1 

Krankenhaus-,  Rehabilitations- und  
Pflegeinfrastruktur 40.000 

10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors Fehlanzeige Fehlanzeige 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 
(Anteil  energetischer  Maßnahmen  an  der  Gesamtmaßnahme) 

Bildungsinfrastruktur 10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 

Stiftung  Universität  Hildesheim: 
General- und  Brandschutzsanierung  Gebäude  A,  Alte  Mensa,  Audimax 2 21.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 
(Anteil  energetischer  Maßnahmen  an  der  Gesamtmaßnahme) 

Bildungsinfrastruktur 
TU  Braunschweig:  
Ersatzunterbringung  Institutsgebäude  3317  "Langer  Kamp  8" 3 33.500 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 
(Anteil  energetischer  Maßnahmen  an  der  Gesamtmaßnahme) 

Bildungsinfrastruktur 10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 

Universität  Osnabrück: 
Neubau  eines  Institutsgebäudes  am  Standort  Westerberg 4 51.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

5 Weitere  Hochschulbaumaßnahmen Bildungsinfrastruktur 354.500 Fehlanzeige Fehlanzeige 

07 Vorhaben:  Digitale  Endgeräte  für  Schülerinnen  und  Schüler  sowie  Lehrkräfte 
1 Beschaffung  für  Schülerinnen  und  Schüler  sowie  Lehrkräfte Digitalisierung 780.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

08 Vorhaben:  LNVG  (Fahrzeugbeschaffung,  Umrüstung  und  Ausbau  von  Bahninfrastruktur) 
Kauf  von  Fahrzeugen  für  das  Hansenetz  und  RE  Unterelbe  durch  die  
LNVG 1 Verkehrsinfrastruktur 

100.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

2 Umrüstung  von  Bahninfrastruktur  Verkehrsinfrastruktur 96.000 19.000 
1. Ausbau  und  Verbesserung  sauberer  und  umweltfreundlicherer  
Verkehrssysteme Fehlanzeige Fehlanzeige  Elektrifizierung  von Bahnstrecken 

3 Ausbau  von  Bahninfrastruktur  Verkehrsinfrastruktur 104.000 35.000 
1. Ausbau  und  Verbesserung  sauberer  und  umweltfreundlicherer  
Verkehrssysteme Fehlanzeige Fehlanzeige  Reaktivierung  von Bahnstrecken 

Vorhaben:  Verkehrs- und  Betriebsinfrastruktur  für  Landesstraßen 
1 Masterplan  Bauwerke  Verkehrsinfrastruktur 150.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 
2 Landesstraßen Verkehrsinfrastruktur 275.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 
3 Betriebsinfrastruktur  Verkehrsinfrastruktur 75.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Stand:31.03.2026 

10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des  
öffentlichen  Sektors 



EPl. Nr. Einzelmaßnahme Investitionsbereich 
Gesamtmittel-

bedarf 
 in T€ 

 davon  anrechenbar  
 Grüne  Bundeswertpapiere 

 in T€ 
 Zugeordnetes Ziel   Rahmenwerk GBWP Ggf.   eindeutig  zuordnenbare 

Haushaltsstelle(n) 

Ggf.   öffentlich  verfügbare 
 Quelle  zur 

Wirkungsberichterstettung 
Erläuterung 

 Vorhaben:  Investitionen NPorts 
1 Unterstützung  der  Energiewende Verkehrsinfrastruktur 1.300 Fehlanzeige Fehlanzeige 

On- /  Offshore  Terminals  mit  Schwerlast  und  Multi-Purpose-Anteilen  zur  
Umschlagsflexibilität 2 Verkehrsinfrastruktur 

53.200 Fehlanzeige Fehlanzeige 
Modernisierung  und  Weiterentwicklung  einer  zukunftsfähigen  
Hafeninfrastruktur 3 Verkehrsinfrastruktur 58.500 Fehlanzeige Fehlanzeige 

 Vorhaben:  Wohnraumförderfonds (WoFF) 
9. Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im 
Immobilienbestand  und  Neubau  von  Wohnimmobilien 

energieeffizientes  Bauen  (geschätzter  Pauschalbetrag  v.  
10%) 1 Finanzierung  von  bezahlbaren  Wohnraum Sonstiges 200.000 20.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

09  Vorhaben: Wasserspeicherung 
Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 

Investitionen  in  den  Bau  von  Wasserspeichern  zur  Bewässerung  im  Epl.  
09 1 

Sonstiges 
70.000 

11.   Förderung  von  umweltfreundlichen   land- und
 forstwirtschaftlichen Praktiken Fehlanzeige Fehlanzeige 

Investitionen  in  die  Überleitung  von  Wasser  aus  alternativen  Quellen  in  
Bewässerungsgebiete  (Prozess-,  Kühl- und  Oberflächenwasser) 2 

Sonstiges 
5.000 

12.   Schutz  und  Erhalt  von Naturlandschaften,   Ökosystemen  und
Biodiversität Fehlanzeige Fehlanzeige 

 Die  Maßnahme ist  qualitativ   den  Ausgabenkategorien  des 
 Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere zuzuordnen,  

 jedoch ist   die  Höhe nicht  quantifizierbar. 
Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 

Investitionen  in  wassersparende  Infrastrukturmaßnahmen  in  der  
Landwirtschaft  einschl.  Digitalisierungsmaßnahmen 3 

Sonstiges 
5.000 

11.   Förderung  von  umweltfreundlichen   land- und
 forstwirtschaftlichen Praktiken Fehlanzeige Fehlanzeige 

Baumaßnahmen und Investitionen in wasserwirtschaftliche 
Infrastruktureinrichtungen  zur  Erhöhung  des  Wasserrückhalts  in  der  
Fläche  

     

4 
Sonstiges 

20.000 
12.   Schutz  und  Erhalt  von Naturlandschaften,   Ökosystemen  und
Biodiversität Fehlanzeige Fehlanzeige 

 Die  Maßnahme ist  qualitativ   den  Ausgabenkategorien  des 
 Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere zuzuordnen,  

 jedoch ist   die  Höhe nicht  quantifizierbar. 

 Vorhaben:  Investitionen  im  Bereich  Zukunftsentwicklung im   ländlichen Raum 
1 Ländlicher  Wegebau Verkehrsinfrastruktur 100.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Lokale  Basisdienstleistungseinrichtungen  zur  Sicherung,  Schaffung,  
Verbesserung  und  Ausdehnung  von  Einrichtungen  zur  Grundversorgung  
der  ländlichen  Bevölkerung 2 

Sonstiges 
100.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

 Vorhaben:  Tierheime  und Wildtierauffangstationen 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 
(Anteil  energetischer  Maßnahmen  an  der  Gesamtmaßnahme)  

Baumaßnahmen,  insbesondere  Anbau,  Neubau,  Sanierungs-
/Modernisierungsmaßnahmen 

Sonstiges 10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 1 10.100 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Erwerb  beweglicher  Sachen,  insbesondere  Ausrüstung,  Inventar,  
Haltungssysteme 2 Sonstiges 4.950 Fehlanzeige Fehlanzeige 
Erwerb  unbeweglicher  Sachen,  insbesondere  Ersatzeinrichtungen  wie  
Container  oder  Bauwagen 3 Sonstiges 4.950 Fehlanzeige Fehlanzeige 

15  Vorhaben:  Investitionen  in  sozialen Klimaschutz,   Energieeffizienz  sowie  Wärmewende  und  -netze (Klima,   Energie  und Wärme) 
10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 1 Klimaschutz  in  der  Sozialwirtschaft 60.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 
Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 2 Klima  Kommunal  Niedersachsen  Invest  (KliKoNi) 90.000 13.  Klimaangepasste   Stadt- und Landentwicklung Fehlanzeige Fehlanzeige 
Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 

Energie- und  Wärmeinfrastruktur 
3 Investive  Maßnahmen  der  Wärmeversorgung  und  der  Wärmenetze 30.000 

6.  Beschleunigung  der  Energiewende  und  Ausbau erneuerbarer 
Energien Fehlanzeige Fehlanzeige 

Sonstige  Investitionen  im  Bereich  des  Klimaschutzes  und  der  
Energieeffizienz Sonstiges 4 20.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

 (Zuzuordnendes  Ziel  Rahmenplan  GBWP derzeit  unklar.  
Zuordnenbarkeit  wahrscheinlich.) 

Vorhaben:  Infrastruktur  Wasserwirtschaft,  Hochwasser- und  Küstenschutz,  wasserwirtschaftliche  Anlagen  sowie  Digitalisierung  (Wasser  und  Digitalisierung) 
Baumaßnahmen  des  NLWKN  (Dienstgebäude  und  wasserwirtschaftliche  
Anlagen) Bevölkerungsschutz 1 50.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

2 Digitalisierungsoffensive  wasserwirtschaftliche  Anlagen Bevölkerungsschutz 6.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 
3 Neubau  und  Grundinstandsetzung  von  Brücken Verkehrsinfrastruktur 17.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 
4 Großgeräte,  Maschinen  und  Schiffe  NLWKN Bevölkerungsschutz 7.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

Die  Maßnahme  ist  qualitativ  den  Ausgabenkategorien  des  
Rahmenwerks  für  Grüne  Bundeswertpapiere  zuzuordnen,  
jedoch  ist  die  Höhe  nicht  quantifizierbar. 

Bevölkerungsschutz 
5 sonstige  Investitionen  im  Bereich  des  Küsten- und  Hochwasserschutzes 20.000 13.  Klimaangepasste   Stadt- und Landentwicklung Fehlanzeige Fehlanzeige 

19  Vorhaben: Digitalisierung 
1 (in  Vorbereitung) Digitalisierung 500.000 Fehlanzeige Fehlanzeige 

20 Vorhaben:  Energetische  Sanierungen  und  Infrastrukturmaßnahmen 
10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des  
öffentlichen  Sektors 

Energetische  und  infrastrukturelle  Ertüchtigung  der  Gebäude  /  
Liegenschaft  beim  Landesbildungszentrum  für  Hörgeschädigte  Oldenburg 1 

Bildungsinfrastruktur 
38.000 7.600 Fehlanzeige Fehlanzeige Pauschale  Schätzung  aufgrund  von  Erfahrungswerten. 

10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen Sektors

Energetische  und  infrastrukturelle  Ertüchtigung  der  Gebäude  /  
Liegenschaft  der  Zentralen  Polizeidirektion  Tannenbergallee  Hannover 2 

Sonstiges 
70.000 14.000   Fehlanzeige Fehlanzeige Pauschale  Schätzung  aufgrund  von  Erfahrungswerten. 

Energetische  und  infrastrukturelle  Ertüchtigung  der  Gebäude  /  
Liegenschaft  beim  Niedersächsischen  Internatsgymnasium  Esens  
einschließlich  Außenstelle 

10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des  
öffentlichen  Sektors 3 

Bildungsinfrastruktur 
33.000 6.600 Fehlanzeige Fehlanzeige Pauschale  Schätzung  aufgrund  von  Erfahrungswerten. 

Energetische  und  infrastrukturelle  Ertüchtigung  der  Gebäude  /  
Liegenschaft  beim  Niedersächsischen  Internatsgymnasium  Bad  
Bederkesa 

10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 4 

Bildungsinfrastruktur 
22.000 4.400 Fehlanzeige Fehlanzeige Pauschale  Schätzung  aufgrund  von  Erfahrungswerten. 

10.  Beitrag  zu  Klimaschutz  und  Treibhausgasreduktion  im  
Immobilienbestand  und  Neubau-Gebäude  und  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Sektors 

Energetische  und  infrastrukturelle  Ertüchtigung  der  Gebäude  /  
Liegenschaft  beim  Niedersächsischen  Internatsgymnasium  Bad  Harzburg 5 

Bildungsinfrastruktur 
7.000 1.400 Fehlanzeige Fehlanzeige Pauschale  Schätzung  aufgrund  von  Erfahrungswerten. 
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